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Liebe Kollegin, lieber Kollege,

zwei Ereignisse in den letzten Tagen be-
leuchteten schlaglichtartig die beamtenpo-
litische Situation. Zum einen bestätigte
eine Untersuchung des Statistischen Bun-
desamtes nicht nur einen generellen
Rückgang der Realeinkommen der priva-
ten Haushalte und damit eine Verringe-
rung von deren Kaufkraft auf ein Niveau
noch vor 1991.

Sie machte auch deutlich, dass die Beam-
ten bei der Entwicklung der Nettoeinkom-
men mit den geringsten Anstieg zu ver-
zeichnen hatten. Damit wird erneut und
auch auf diese Weise unterstrichen dass
für eine Besoldungsanpassung dringender
Handlungsbedarf besteht. Dies gilt umso
mehr, nachdem ein Ausgleich für die Er-
höhung der Wochenarbeitszeit noch aus-
steht. Die Einmalzahlungen und die Ver-
längerung der Sonderzahlungen bis Ende
2009 können insofern nur einen Schritt in
die richtige Richtung darstellen.

Zum anderen läutete das Finanzministeri-
um mit einem Symposium „Kompetenzen
nutzen – Perspektiven schaffen“ die erste
Runde auf dem Weg zu einem eigenen
bayerischen Dienstrecht ein. Dessen Kon-
turen können zwar zum jetzigen Zeitpunkt
naturgemäß noch nicht sichtbar sein.
Gleichwohl lassen Äußerungen des Fi-
nanzministers gewisse Schlussfolgerun-
gen zu.

So solle eine „fachliche Diskussion und ein
ergebnisoffener Dialog 2007“ geführt wer-
den, „aber es müsse dabei im Vorder-
grund natürlich der Haushalt Berücksichti-
gung finden“. Für die beabsichtigte, noch
weitergehende Ausrichtung auf Leistungs-
orientierung werde es keine zusätzlichen
Mittel „on top“ geben.

Bereits damit wird deutlich, dass im kom-
menden Jahr entscheidende Weichenstel-
lungen in der Beamtenpolitik erfolgen.
Wichtiger denn je wird es sein die Positio-
nen der Berufsverbände mit ein- und zur
Geltung zubringen. Die Eckpunkte des
künftigen Dienstrechts gehören dann je-
denfalls vor den Landtagswahlen 2008 auf
den Tisch!

Der kommende Jahreswechsel gibt auch
Anlass für den vbs auf die vergangenen
zwölf Monate zurückzublicken. Die Neu-
gestaltung des vbs-aktuell, die Einrichtung
der home-page und des info-systems, der
Erfolg bei den Personalratswahlen, ver-
mehrte politische Gespräche aber auch
das Forum Wirtschaft – Verwaltung - Poli-
tik machen deutlich, dass sich der Ver-
band auf einem guten Wege befindet.
Voraussetzung hierfür war das Engage-
ment in den Obmannschaften, im Haupt-
vorstand und im Vorstand, wofür ich auch
an dieser Stelle ein herzliches Danke-
schön sagen möchte.

Für die bevorstehenden Feiertage wün-
sche ich Ihnen, auch im Namen des Vor-
standes, ruhige und besinnliche Stunden
und für das neue Jahr viel Gesundheit,
Tatkraft, Glück und Erfolg.

Mit kollegialen Grüßen

Ihr

Kurt Rieß
Vorsitzender
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Hauptvorstand tagte am 23.11.06 in München

Die für diese Wahlperiode dritte Sitzung
des Verbandshauptvorstandes fand am
23. November 2006 im DBV – Haus in der
Leopoldstrasse in München statt. Wie üb-
lich, musste auch diesmal wieder eine
umfangreiche Tagesordnung abgearbeitet
werden.

Der besondere Gruß des Landes-
vorsitzenden Kurt Rieß galt dem Direkti-
onsbeauftragten für den öffentlichen
Dienst bei der DBV-Winterthur, Reiner
Roggan. Dabei wies er besonders auf die
seit Jahren bestehende Verbundenheit
zwischen vbs und DBV hin.

Reiner Roggan (Foto oben) freute sich,
den VHV erstmals in den Räumen der
DBV begrüßen zu können. Er teilte der
Versammlung mit, dass der Name Winter-
thur künftig wegfällt und die DBV ab sofort
ein Teil des AXA - Konzerns sei, aber als
eigenständiger Bereich bestehen bleibt.

Als neues Mitglied des VHV stellte Kurt
Rieß den neuen stellvertretenden Bezirks-
vorsitzenden von Unterfranken, Wolfgang
Adelmann, vor und er dankte seinem Vor-
gänger Manfred Laugwitz für dessen fast
25-jährige Mitarbeit im Hauptvorstand (sie-
he Foto rechts).

Recht umfangreich war der Bericht des
Vorsitzenden, den er erstmals mit Unter-
stützung einer PowerPoint-Präsentation
vortrug und aus dem hervorging, wie ar-
beitsintensiv das vergangene halbe Jahr
war.

Er berichtete über den aktuellen Stand der
Föderalismusreform, das neue Beihilfe-
recht und über die Einmal- und Sonder-
zahlungen. Auch die Personalratswahlen,
die zusätzlichen Stellenhebungen und die
unbefriedigende Situation bei den Neuein-
stellungen wurden angesprochen. Kurt
Rieß zeigte an Hand der stattgefundenen
Sitzungen, der Präsenz bei Veranstaltun-
gen, bei Verbänden und Kommissionen,
sowie der zahlreichen verbandspolitischen
Gespräche mit Politikern der verschiede-
nen Parteien und den Freien Wählern, mit
den „Vizes“, dem Landkreistag und natür-
lich mit den Vertretern des StMI, dass der
Vorstand sehr aktiv war.

Was demnächst angegangen werden soll,
ist der Tarifbereich. Wolfgang Meischner
wird diesen Part federführend über-
nehmen. Auch müsse, nachdem Klaus
Müller nicht mehr im Gremium ist, nach
einem neuen Schwerbehindertenbetreuer
Ausschau gehalten werden und es soll bis
zur nächsten VHV-Sitzung eine Analyse
der Mitgliederentwicklung ausgearbeitet
werden.
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Das Fazit von Kurt Rieß am Schluss seines
Berichtes: „Es tut sich was beim vbs!“
Besonders zeigte sich das bei seinem Rück-
blick zur Initiative für das Forum Wirtschaft –
Verwaltung – Politik, das kürzlich in Würz-
burg stattfand (siehe gesonderten Bericht).
Weiterer Tagesordnungspunkt war die Kos-
ten- und Leistungsrechnung an den Regie-
rungen.

Alfred Graf berichtete über den letzten Stand
der Homepage und des Info-Systems.

Für den Bayerischen Landkreistag informier-
te Armin Thoma aus dessen Innovationsring.
Er zeigte aktuelle Projekte auf, die bei den
21 im Innovationsring aktiven Landkreisen
angegangen werden. Im Vordergrund stehen
gemeinsame Projekte von KLR und eGo-
vernment. „Doppik“ stellte er als zukunfts-
weisende Entscheidung heraus und er be-
richtete über die zu Grunde liegenden Über-
legungen der Forderung des Landkreistages
zur Kommunalisierung.

Ein weiteres Thema war ein neuer, stark
veränderter Mustergeschäftsverteilungsplan,
der demnächst an die Landkreise gehen
werde.

Berichte aus dem Hauptpersonalrat, vom
Vertreter der Ruhestandsbeamten, der Ju-
gend sowie dem Haushalt vervollständigten
das Tagungsprogramm. Dagmar Flittner
stellte auch einen neuen Folder für den vbs
vor, der künftig mithelfen soll, neue Mitglie-
der zu werben.

Hühnlein

Armin Thoma vom Bayerischen Landkreistag
bei seinem Vortrag im Hauptvorstand

Blick in den Hauptvorstand
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Forum Wirtschaft – Verwaltung – Politik

Eine gemeinsame Initiative der Vorsitzenden Kurt Rieß (vbs)
und Reinhold Petri (DVG Hessen)

Diese Veranstaltung war etwas völlig neu-
es, sie stellte quasi einen Paradigmen-
wechsel in der Verbandspolitik dar. Dieser
Meinung waren nicht nur die Landesvor-
sitzenden Kurt Rieß (vbs) und Reinhold
Petri (DVG Hessen), sondern auch die
übrigen Teilnehmer beim Forum Wirtschaft
– Verwaltung – Politik bei der Regierung
von Unterfranken in Würzburg. Mit dieser
Veranstaltung gingen vbs und DVG Hes-
sen gemeinsam neue Wege.

Kurt Rieß bei der Begrüßung der Gäste

Hierzu konnte Kurt Rieß auch im Namen
seines Kollegen Reinhold Petri hochrangi-
ge Teilnehmer für die Diskussionsrunden
begrüßen. Dazu zählten der Vorsitzende
des Ausschusses für Fragen des öffentli-
chen Dienstes im Bayer. Landtag Prof. Dr.
Walter Eykmann (CSU) und seine Stell-
vertreterin Christa Naaß (SPD), aber auch
der Regierungsvizepräsident von Darm-
stadt, Matthias Graf, die stellvertretende
Vorsitzende des dbb und BBB Ilse Schedl,
Dr. Eckart Werthebach, Vorsitzender vom
dbb Forum Bürokratieabbau, Dieter
Pfister, Geschäftsführer der Fa.
MAINCOR, Frank Höhn von der IHK
Wiesbaden, Jürgen Bode von der IHK
Würzburg-Schweinfurt, der Personalrefe-
rent der Regierung von Mittelfranken,

Erich Bauer, sowie die Personalratsvorsit-
zende vom Landratsamt Fürth, Renate
Kögel.

Alleine diese Aufzählung zeigt schon,
welch geballte Fachkompetenz anwesend
war. Dazu kam noch als fachkundiger Mo-
derator Eberhard Schellenberger vom
Bayerischen Rundfunk .

Der besondere Dank von Kurt Rieß galt
dem Hausherrn, dem Regierungspräsi-
denten von Unterfranken Dr. Paul Bein-
hofer, der die Räumlichkeiten zur Verfü-
gung stellte und auch ein Grußwort
sprach. Er stellte dabei die Bedeutung der
Mittelbehörden für die Region Unterfran-
ken und Rhein-Main heraus. Gleichzeitig
wies er auf die vielfältigen Kontakte zu den
hessischen Regierungspräsidien hin.

Doch nicht nur die Besetzung war vom
Allerfeinsten, auch die Ergebnisse konnten
sich sehen lassen. „Standortfaktor öf-
fentliche Verwaltung“ lautete das Thema
am Vormittag, in das Ilse Schedl einführte.

Zuvor machte Kurt Rieß unter anderem
deutlich, dass sich die Landratsämter und
Regierungen als klassische Nahtstelle
zwischen Wirtschaft und Bürger einerseits
und dem Staat andererseits längst zu effi-
zienten und leistungsstarken
Dienstleistern entwickelt haben. Dass
selbst Großprojekte in kurzen Zeiträumen
geplant und genehmigt werden können
zeige die Bedeutung und Koordinationsfä-
higkeit der AIV. Diese trägt damit maß-
gelblich zu einer Sicherung des Wirt-
schaftsstandorts bei. Während am Vormit-
tag die Leistung der AIV auf dem Pro-
gramm stand, war es am Nachmittag die
Frage ob sich die erbrachte Leistung für
die Beschäftigten lohnt.

Hier einige weitere Aussagen:

Dieter Pfister sieht es als sehr positives
Signal, dass ein solches Forum gemein-
sam mit Teilnehmern aus Wirtschaft und
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Verwaltung stattfindet. Er war früher selbst
Finanzbeamter und ist jetzt Geschäftsfüh-
rer eines Unternehmens der Kunststoffin-
dustrie mit etwa 1200 Beschäftigten
(MAINCOR).

Der Wandel der Verwaltung zum
Dienstleister innerhalb der letzten 20 Jah-
re sei positiv herauszustellen. Wenn man
von Bürokratie redet, sei zu trennen, ob
die Bürokratie durch die Gesetze selbst
oder die Handhabung der Gesetze in der
Veraltung hervorgerufen wird.

Er fordert die Verwaltung auf: Raus aus
Euren Büros – sprecht mit der Wirtschaft!
Persönliche Kontakte sind wichtig, sie sind
der Problemlöser Nr. 1. Die Verwaltung
brauche motivierte Mitarbeiter. Um diese
Motivation zu erreichen müsse folgendes
gegeben sein:

1. Das menschliche Umfeld muss
stimmen.

2. Die Aufgabe muss stimmen.
3. Die Bezahlung muss stimmen.

Dr. Werthebach: Bürokratie könne hem-
men, sei aber im Interesse der Rechtsi-
cherheit unverzichtbar – Bürokratie ist eine
Frage der Dosis. Der Staat sollte nur
Rahmenbedingungen gewährleisten in-
nerhalb der Eigenverantwortung von Bür-
gern und Unternehmen zum Tragen
kommt.

Die grundlegende Ursache für Bürokratie
liege bei der Politik, da jede Form der Bü-
rokratie Vorschriften hat, die vollzogen
werden müssen. Zum Bürokratieabbau
kommen konkrete Vorschläge vom dbb
Forum um das rechte Maß zu finden.
Rechtssetzungsverfahren müssten gene-
ralisierender werden und der Ermessens-
pielraum der Verwaltung dürfe auch nicht
durch Gerichte in Form eines „Richter-
rechts“ wieder reduziert werden.

Abbau von nicht notwendiger Bürokratie
und Deregulierung seien ein langfristiger
Prozess, der Bewusstseinswandel, der
diesen Prozess antreibt ist – auch durch
die heutige Veranstaltung – erkennbar.

Bürokratieabbau müsse mit Qualifizierung
und Fortbildung der Mitarbeiter einherge-
hen. Nur bestes geschultes Personal wer-
de den Anforderungen gerecht. Dies wer-
de zur Zeit total vernachlässigt, so gebe
der Bund mehr Geld für „Bleistifte“ (Büro-
material) aus als für Fortbildung.

Dr. Werthebach hält die Auflösung der
Regierungen, wie in Niedersachsen er-
folgt, für kontraproduktiv. Eine Koordinati-
onsebene vor Ort sei notwendig: Eine in
Fachstränge aufgeteilte Landes-
verwaltung durch fachlich getrennte Ver-
waltungsämter könne nicht so effektiv ar-
beiten und koordinierte Entscheidungen
treffen.

Es diskutierten von links: Regierungsvizepräsident Matthias Graf (Darmstadt), der Geschäftsführer der Fa.
MAINCOR Dieter Pfister, von der IHK Würzburg stellvertr. Hauptgeschäftsführer Jürgen Bode und der Moderator
Eberhard Schellenberger
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Matthias Graf erläutert anhand seiner
Position als Regierungsvizepräsident in
Darmstadt, wie die Verwaltung zwischen
Bürger und Politik vermittle. Als Erfah-
rungswert zeige sich, dass das Ansehen
der Verwaltung bei den Partnern in der
Wirtschaft, die sehr viel mit der Verwaltung
zu tun hätten, durchweg positiv sei.

Innerhalb der Verwaltung brauche man
den eigenverantwortlichen, vernünftigen
Mitarbeiter vor allem mit Ermessenspiel-
raum und nicht eine Vielzahl von zu eng
ausgelegten Verwaltungsvorschriften. „Ich
halte nichts von dem Spruch, man dürfe,
die Frösche nicht fragen wenn man einen
Sumpf austrocknen will; die Frösche müs-
sen sich in Reformprozessen durchaus
Gehör verschaffen.“

Jürgen Bode ist als stellvertretender
Hauptgeschäftsführer der IHK Würzburg-
Schweinfurt mit der Entwicklung in der
Region Mainfranken sehr zufrieden, ob-
wohl eine Krise zu meistern war. Diese
Entwicklung sei auch darauf zurückzufüh-
ren, dass sich die Behörden in ihrer Struk-
tur verändert haben und ihr Handeln jetzt
von einem Kunden-Partner-Denken wie
bei einem Dienstleistungsunternehmen
geprägt ist.

Die Wirtschaft brauche diese konkrete
Unterstützung. Durch Sonntagsreden der
Politik, mit denen die Wirtschaft zu Investi-
tionen und Einstellungen von Auszubil-
denden aufgefordert wird, werde nichts
erreicht. Zudem halte sich der Staat bei
Einstellungen und Investitionen stark zu-
rück anstelle mit guten Beispiel voran zu
gehen.

Frank Höhn von der IHK Wiesbaden be-
richtete von konkreten Beispielen, bei de-
nen ausländische Investoren den Stand-
ortfaktor öffentliche Verwaltung erkannt
haben. Bei allem Verwaltungshandeln
müsse aber das Spannungsverhältnis Ü-
berreglementierung contra Unsicherheit
bedacht werden. Der Kostendruck zwinge
zu Veränderungen und Eigenverantwor-
tung. Staatliche Aufsicht sei aber in wichti-
gen Kernfragen notwendig. So zeige die
Elektronikschrottentsorgung, dass es mit
wenig Staat und viel Eigenverantwortung
gehe, allerdings müsse der Staat z. B. bei

den Entsorgungsanlagen genau hin-
schauen

Als grundlegendes Problem wurde von
Graf, Wertebach und Pfister die „Voll-
kaskomentalität“ der Deutschen heraus-
gestellt. Jeder schimpfe zwar über Büro-
kratie - wenn er eine behördliche Ent-
scheidung für seine Rechtssicherheit
brauche oder aus persönlichen psycholo-
gischen Gründen haben wolle, möchte er
trotzdem nicht auf ihre Dienste verzichten.

Nur so sei es zu erklären, dass sowohl
Bauherren als auch Architekten die Mög-
lichkeiten zur Freistellung von der Bauge-
nehmigung nur sehr zurückhaltend nutzen.

Key Note Speaker für den Nachmittag war
Reinhold Petri, der Vorsitzende der DVG
Hessen. Das vorgegebene Thema: „Her-
ausforderung Personalpolitik“. Die Diskus-
sion unterstrich die Bedeutung des Aus-
schusses für Fragen des öffentlichen
Dienstes als Ansprechpartner für die Ver-
bände. Hier das Wichtigste:

Prof. Dr. Walter Eykmann verwies dar-
auf, dass bis zur nächsten Landtagswahl
die Eckpunkte für das neue föderale
Dienstrecht in Bayern stehen sollen. Der
Beamtenbund täte gut daran, alles das,
was vor der Wahl vereinbart wird, genau
festzuhalten, damit es auch danach ver-
bindlich ist. Wer die föderale Regelung als
Wettbewerb um die besten Beamten dar-
stellt, verkenne die Realität. Kein Bewer-
ber gehe wegen einer etwas besseren
Bezahlung von Kiel nach Berchtesgaden
oder umgekehrt.

Prof. Dr. Walter Eykmann und Eberhard Schel-
lenberger während der Diskussion am Nach-
mittag.
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Nach Ansicht von Ilse Schedl , ist Leistung
in der Verwaltung kein Fremdwort, trotz-
dem würden die notwendigen Stellen für
Beförderungen zu Honorierung der Leis-
tung nicht zur Verfügung gestellt. Statt-
dessen sollen neue Elemente der Leis-
tungsbezahlung eingeführt werden, Leis-
tungsbezahlung könne leistungsgerechte
Beförderungen nicht ersetzen. Eine ge-
rechte Auswahl bei der Leistungsbezah-
lung sei ohne eine Qualifizierung der leis-
tungsbeurteilenden Vorgesetzten nicht
möglich.

Erich Bauer , der Personalreferent bei der
Regierung von Mittelfranken, erläuterte
dass dort eine kontinuierliche Personal-
entwicklung nicht mehr möglich sei; Per-
sonalverwaltung wäre nur noch ein Lö-
cherstopfen, deren Ursache im Personal-
abbau (Zielwert minus 25 %) und der ent-
gegen allen Ankündigungen erfolgenden
Aufgabenmehrung sei.

Renate Kögel , Personalrätin am Land-
ratsamt Fürth, schilderte die Probleme, die
dadurch entstehen, dass an den Land-
ratsämtern sowohl staatliches als auch
kommunales Personal eingesetzt ist. Hier
treffen staatliche Personalpolitik und Per-
sonalpolitik der Kommunen aufeinander.
Die Benachteiligung der staatlichen Beam-
ten sei unverkennbar. Während ein staatli-
cher Beamter von der Beförderung von A
11 nach A 12 oft 16 Jahre brauche, durch-
laufe sein Kollege vom Landkreis in dieser
Zeit bei gleicher Leistung die gesamte
Laufbahn von A 9 bis A 13.

Nach Ansicht von Prof. Eykmann sei es
allgemein bekannt, dass wegen der Lobby
und des Stellenwertes von Lehrern und
Polizei in der Gesellschaft dort nicht ge-
spart werde, wohl aber beim vergleichs-
weise geringen Anteil der inneren Verwal-
tung am Staatshaushalt.

Frau MdL Christa Naaß brachte die Ursa-
che dafür auf den Punkt: Jeder wisse was
Polizisten, Lehrer und z. B. Steuerbeamte
machen. Dies sei in der Öffentlichkeit gut
vermittelbar, der Aufwand dafür werde
deshalb akzeptiert. Die Aufgaben der all-
gemeinen inneren Verwaltung sind so

vielseitig, dass es keiner weiß und es
schwer erklärt werden kann.

Deshalb müsse man nach Meinung von
Prof. Eykmann das vbs- Logo so verste-
hen: Viele Beamte stehen auf um sich
Gehör zu verschaffen; der Ausschuss für
Fragen des öffentlichen Dienstes habe
immer ein offenes Ohr für berechtigte An-
liegen.
Durch eine Reihe von Wortmeldung der
Zuhörer wurde bestätigt, dass viele Ver-
besserungen auf Initiativen des Ausschus-
ses zurückgehen oder auf Petitionen, die
dort unterstützt worden sind.

Kollege Friedrich Rackelmann vom vbs
Bezirksverband Oberfranken und stellv.
Vorsitzender des Bezirkspersonalrats bei
der Regierung von Oberfranken erläuterte
die Stellensituation am Beispiel des mittle-
ren Dienstes bei den oberfränkischen
Landratsämtern.

Dort hätten Beamte in A 7 trotz guter Leis-
tungen, die auch durch die Beurteilung
anerkannt worden sind keine Beförde-
rungsaussichten (Wartezeiten bis 15 Jah-
re), und auch bei Spitzenbeurteilungen
und einer Wartezeit von über zehn Jahren
reichten die wenigen Beförderungsstellen
nicht aus. Dabei schlage diese Beförde-
rung nur mit etwa 100 �¼zu Buche.

Nur ein Teil der Einsparungen aus der
Verwaltungsreform werde hier für mehr
Beförderungsstellen eingesetzt. Anderer-
seits würden bei der Polizei durch zusätz-
lich Mittel über 2000 Stellenhebungen zur
sog. Strukturverbesserung erfolgen. Dies
zeige den geringen Stellenwert der AIV,
wo die Einsparungen nur zu 25 % zurück-
gegeben werden, während in den Bereich
Polizei zusätzliche Mittel fließen. Erich
Bauer bestätigte, dass die Situation beim
mittleren Dienst in Mittelfranken grund-
sätzlich ähnlich sei.
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Prof. Eykmann sagte zu, dass er ange-
sichts dieser Schilderungen dringenden
Handlungsbedarf sehe und sich wegen
dieser Problematik und wegen der Einstel-

lung von Nachwuchskräften im Bereich
der AIV noch einmal detailliert mit Vertre-
tern des vbs unterhalten wolle.

Blick in einen Teil des Publikums

Nach dem Forum fand noch ein gemein-
sames Abendessen der Delegierten von
vbs und DVG in freundschaftlicher Atmo-
sphäre statt. Auf Grund des überaus er-
folgreichen Ablaufes der Veranstaltung ist

dessen gemeinsame Fortsetzung im Sep-
tember 2007 beim Regierungspräsidium in
Darmstadt geplant.

Bayerische Teilnehmer des Forums
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Gespräch mit dem Bayerischen Landkreistag

Der Innovationsring, die Einführung der
Kosten- und Leistungsrechnung an den
Landratsämtern und die aktuellen „Fleisch-
skandale“ standen im Mittelpunkt eines
Gespräches, das vom vbs- Landesvorsit-
zenden Kurt Rieß und seinem Stellvertre-
ter Karlheinz Hühnlein mit der Geschäfts-
führung des Landkreistages in München
geführt wurden. Johannes Reile als ge-
schäftsführendes Präsidialmitglied und
Direktor Jakob Lacher waren dabei die
Gesprächspartner.

Im Innovationsring arbeiten derzeit über
20 bayerische Landkreise mit, um Mög-
lichkeiten zur Verbesserung und Moderni-
sierung der Landkreisverwaltungen auszu-
loten.

Einen Schwerpunkt bildeten hierbei die
KLR und die Doppik. Letztere werde von
einigen Landratsämtern bereits ange-
wandt.

Einig war man sich darüber dass die Be-
förderungsmöglichkeiten der Staatsbeam-
ten an den Landratsämtern völlig unzurei-

chend und eine deutliche Verbesserung
längst überfällig ist. Dass sich hier über
Jahre hinweg nichts bewegt hat sei für den
Landkreistag überhaupt erst ein Anlass
zur Forderung für eine Kommunalisierung
gewesen.

Wenig erfreut war der Landkreistag natür-
lich auch über die jüngsten Fleischskanda-
le. So beabsichtige auch der Deutsche
Landkreistag, die Lebensmittelüberwa-
chung zu bewerten und mögliche Verbes-
serungen zu erarbeiten. Gleichzeitig soll
die derzeit diesbezüglich bestehende
kreiseigene Aufgabenerledigung unterstri-
chen werden.

Kritisch wurden die derzeit diskutierten
Vorstellungen nach Teilprivatisierungen in
der Lebensmittelüberwachung gesehen.
Für den vbs ist klar, dass die Lebensmit-
telüberwachung ureigenste Aufgabe des
Staates ist und auch bleiben muss. Eben-
so stehe derzeit nicht zur Debatte, dass
die Landkreise für den Vollzug des Le-
bensmittelrechts zuständig sind.

In einem ausführlichen Gespräch wurden die derzeit existierenden Knackpunkte intensiv besprochen. Das Foto
zeigt von links stellvertretenden vbs - Vorsitzenden Karlheinz Hühnlein, das geschäftsführende Präsidialmitglied
des Bayerischen Landkreistages Johannes Reile, den vbs – Landesvorsitzenden Kurt Rieß und Direktor Jakob
Lacher vom Landkreistag.
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Unbedingt erforderlich ist allerdings auch,
dass der derzeitige Personalstand bei den
Lebensmittelkontrolleuren und deren Zu-
ständigkeiten nicht verringert werden dür-
fen – im Gegenteil. Auch nach Ansicht des
Landkreistages ist es ein Unding, dass ein
Lebensmittelkontrolleur seine Überprüfung

einer Metzgerei nach den Lager– und Ver-
kaufräumen beenden soll.

Am Ende des Gespräches war man sich
einig, die Kontakte zu intensivieren. Eine
Fortführung des Dialogs kann beiden Sei-
ten nützen.

10-Punkte-Programm Arbeitsgruppe tagte erstmals

Erstmals tagte die auf Anregung von Kurt
Rieß durch den Hauptvorstand eingesetz-
te Arbeitsgruppe „10-Punkte-Programm“.
Diese soll zukunftsorientiert grundsätzliche
Positionen des vbs erarbeiten. In einem
ersten Schritt ging es darum die hierfür
maßgeblichen Themenfelder herauszu-
kristallisieren. Bereits jetzt ist abzusehen
dass zu den bisherigen Schwerpunkten
wie fehlende Beförderungsstellen und das
neue bayerische Dienstrecht weitere be-
rufspolitische Themen besetzt werden

sollten. Dazu zählen zum Beispiel das
Image der AIV, krankmachende Arbeits-
verdichtung, Vorrang des Gemeinwohls
gegenüber einer Privatisierung aber auch
Führungsverhalten und Politikverantwor-
tung in und gegenüber dem öffentlichen
Dienst. Das endgültige Ergebnis der Ar-
beitsgruppe soll dann in der nächsten
Hauptvorstandssitzung vorgestellt und
diskutiert werden. Das vbs-aktuell wird
darüber wieder berichten.

Von links: Otto Mayer, Friedrich Rackelmann, Alexandra Burger, Kurt Rieß und Renate Kögel
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Den Kleinen beißen wieder die Hunde

Kritik zum neuen Beihilferecht

Vom BBB wurde schon schärfstens kriti-
siert, dass die eigentlich beabsichtigte
Steuerungswirkung nicht erzielt wird und
stattdessen die Höhe der Abzüge unter
anderem vom Abrechnungsverhalten der
Ärzte abhängig ist. Je nachdem dieser im
viertel-, halb- oder ganzjährigen Abstand
seine Rechnung erstellt, werden mehr
oder weniger Abzüge fällig.

Was uns aber am meisten ärgert, ist der
Umstand, dass die im ersten Entwurf vor-
gesehene soziale Komponente komplett
gestrichen wurde. Das bedeutet, dass ein
Beamter des einfachen Dienstes nicht nur
beim Versicherungsbeitrag, sondern auch
bei den Eigenbehalten die gleichen Beträ-
ge abgezogen bekommt, wie zum Beispiel
sein Kollege aus dem höheren Dienst. Im
Klartext:

1. er muss nicht nur prozentual gese-
hen doppelt so viel seiner Nettobe-
züge für die Krankenversicherung
aufbringen (300 �¼sind von 3000 �¼
10 %, von 1500 �¼aber schon 20
%), ihm wird

2. nun auch bei den Eigenbehalten
prozentual gesehen das doppelte
abgezogen.

Einem kleinen Beamten bleiben demzufol-
ge von seinem Nettoeinkommen prozen-
tual wesentlich weniger übrig, als seinem
Kollegen aus den oberen Regionen. Ihm
tut das neue Beihilferecht richtig weh,
wenn er länger ernsthaft erkrankt. Der
Eigenbehalt kann dann sehr schnell, trotz
Überforderungsklausel, 300 oder 400 Euro
betragen. Wie so oft beißen also wieder
einmal den Kleinen die Hunde.

Karlheinz Hühnlein

Lohnt sich Leistung wirklich?

Das neue Dienstrecht soll Komponenten
enthalten, die eine stärkere Leistungs-
differenzierung bei den Gehältern er-
möglichen. Leistung soll sich lohnen!
Man darf gespannt sein, was da kommt.

Tatsache ist, dass es derzeit – neben
den Leistungsprämien – möglich wäre,
Leistungen durch leistungsgerechtes
Fortkommen (Beförderungen) zu beloh-
nen und so zu motivieren. Was spornt
mehr zur Leistung an als die Aussicht
auf eine Beförderung? Erfahrungen in
der Praxis zeigen zumindest in der All-
gemeinen Inneren Staatsverwaltung
(AIV) etwas ganz anderes: Leistung
lohnt sich oft auch dann nicht, obwohl
der Vorgesetzte den Einsatz durch eine
herausragende Beurteilung würdigt – sie
werden nicht befördert.

Das Problem ist bekannt: Bedingt durch
die Altersstruktur und die Stellenausstat-
tung sind die Rangfolgelisten für die Be-
förderungen lang und die nach den Be-
förderungsrichtlinien maßgeblichen War-
tezeiten werden weit überschritten.
Wenn sich ein Beamter noch mehr an-
strengt und eine noch bessere Beurtei-
lung erhält, wandert er zwar auf der
Rangfolgeliste nach oben, befördert wird
er trotzdem nur, wenn eine Stelle frei ist
– und das ist eben selten der Fall. Dies
ist eine Situation, die es zwar in allen
Laufbahnen der AIV in unterschiedlicher
Ausprägung gibt, besonders eklatant
allerdings im mittleren Dienst.
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Durch die Änderung der Aufgaben-
strukturen, die Delegationen nach unten
und den Stellenabbau wurden den Be-
amten des mittleren Dienstes an den
Landratsämtern und Regierungen immer
mehr höherwertige Aufgaben übertra-
gen: Die Aufgabenstruktur des mittleren
Dienstes hat sich verändert, die Beför-
derungssituation auch: Die Anforderun-
gen nach oben, die Beförderungsaus-
sichten nach unten!

Die Stellen im mittleren Dienst werden
getrennt für jeden Regierungsbezirk von
den Regierungen bewirtschaftet. Die
Beförderungssituation kann deshalb von
Regierungsbezirk zu Regierungsbezirk
sehr unterschiedlich sein; ein landeswei-
ter Vergleich ist deshalb schwierig. Die
Beförderungsstellen für den gehobenen
und höheren Dienst werden im Rahmen
einer Landesliste vom Innenministerium
bewirtschaftet bzw. zugewiesen.

Ein Beamter des mittleren nichttechni-
schen Dienstes könnte nach den Beför-
derungsrichtlinien bei einer mittleren
Beurteilung (9 bzw. 10 Punkte) nach 8
½ oder 9 ½ Jahren von der A 7 in die A
8 befördert werden (Gehaltssteigerung
in der 6. Dienstaltersstufe ca. 100 �¼).
Bei einer Beurteilung von 13 Punkten
(was in der Praxis eine Spitzenbeurtei-
lung darstellt) könnte die Beförderung
nach 6 Jahren erfolgen. Tatsächlich
werden aber Zusatzwartezeiten von 7
Jahren keine Seltenheit mehr sein, d. h.
selbst der Regierungsobersekretär mit
13 Punkten müsste 13 Jahre auf seine
nächste Beförderung warten.

Die Situation wurde zwar verbal oft all-
gemein beklagt, aber für den Einzelnen,
der auf seine Beförderungen zu Recht
wartet, hat sich trotzdem wenig geän-
dert. Etwas Bewegung ist in die Sache
allerdings doch gekommen, aber das ist
nur der sprichwörtliche Tropfen auf den
heißen Stein. In einer Stellungnahme
vom Dezember 2003 zu einer Eingabe
an den Ausschuss für Fragen des öf-

fentlichen Dienstes hat das Innenminis-
terium ausgeführt: "Die Beförderungs-
wartezeiten im mittleren nichttechni-
schen Dienst der AIV sind teilweise un-
befriedigend lang". Immerhin ist auch zu
vermerken, dass sich auch die Regie-
rungsvizepräsidenten auf einer Tagung
im September 2006 mit diesem Thema
beschäftigt haben.

Im Zusammenhang mit den jüngsten
Stellenhebungen hat das Innenministe-
rium mitgeteilt, dass innerhalb der
nächsten 10 Jahre durch Hebungen er-
reicht werden soll, dass sich die Warte-
zeiten innerhalb der einzelnen Ressorts
der Staatsverwaltung angleichen (s.
vbs-aktuell vom Dezember 2005).

Die Stellensituation in der AIV zeigt,
dass sich Leistung – trotz aller Beteue-
rungen - nicht lohnt, wenn keine Beför-
derungsstellen da sind. Deshalb muss
es besser werden - wir müssen unsere
Situation und unsere Leistung und den
Stellenwert der inneren Verwaltung für
das Staatswesen transparent machen
und "unser Stück vom Kuchen" einfor-
dern!

Wenn die Staatsregierung eine Verwal-
tung will, die Bayern fit für die Zukunft
macht, braucht sie dafür motiviertes
Personal, das ebenfalls eine Zukunfts-
perspektive hat. Und wer das Schlag-
wort "Leistung soll sich lohnen" in den
Mund nimmt, muss dem auch Taten (=
Stellenhebungen für ein leistungsge-
rechtes Fortkommen) folgen lassen!
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Gleich(k)lang

Als Grund für die Verlängerung der Lebens-
arbeitzeit der Beamten wird der "Gleich-
klang" immer wieder betont. Deren Lebens-
arbeitszeit soll bis zum 67. Lebensjahr ver-
längert werden, damit sie gegenüber den
Beschäftigten in der freien Wirtschaft gleich
lang ist. In der Diskussion geht dabei völlig
unter, dass die Wochenarbeitszeit zwischen
den Beamten in Bayern und den Arbeit-
nehmern in den Betrieben sehr unterschied-
lich ist. Wo bleibt der Gleichklang?

�x Wenn ein Arbeitnehmer an einer
bayerischen Staatsbehörde vom 20.
bis zum 65. Lebensjahr - also 45
Jahre lang - 40,1 Stunden pro Wo-
che arbeitet, kommt er auf eine Le-
bensarbeitszeit von 81.200 Stunden
(bei ca. 45 Arbeitswochen pro Jahr).

�x Ein bayerischer Beamter mit ver-
gleichbarem Werdegang kommt we-
gen der erhöhten Wochenarbeitszeit
(40 - 42 h) auf 84.150 Stunden. Die
Lebensarbeitszeit von 81.200 Stun-
den erreicht er somit 20 Monate frü-
her als der Arbeitnehmer, also nach
43 Jahren und 4 Monaten .

�x Haben Sie schon einmal nachge-
rechnet, was es bedeuten würde,
wenn ein Beamter im „Gleichklang“
mit der nach Arbeitsstunden berech-
neten Lebensarbeitszeit eines Ar-
beitnehmers aus der Metallbranche
mit einer 34-Stunden-Woche in Ru-
hestand gehen würde (Lebensar-
beitszeit: bei 45 Arbeitsjahren ca.
69.000 Stunden)? Diese hätte ein
bayerischer Beamter in Bayern nach
36 Jahren und 7 Monaten erreicht
und würde somit mit 56 Jahren und
7 Monaten in den Ruhestand gehen
können, ein staatlicher Arbeitnehmer
mit 58 Jahren und 2 Monaten.

Der Mittelwert der Wochenarbeitszeit bei
Beamten liegt etwa bei 41,5 Stunden (ab-
hängig von Dienstbeginn und Eintritt in den
Ruhestand).

PS: Ich habe festgestellt, dass die Beschäf-
tigung mit dieser Frage den inneren Gleich-
klang keinesfalls fördert!

"Gehorchen ist mein Los, und nicht, zu denken!"
(Goethe, aus Tuorquato Tasso)

Rackelmann
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Beamte sind für den Staat unabdingbar

Spitzengespräch des vbs mit den Freien Wählern Bayern

Zu einem Spitzengespräch trafen sich die
Landesvorsitzenden des vbs, Kurt Rieß,
und Hubert Aiwanger von den „Feien
Wählern“ sowie der stellvertretende vbs -
Vorsitzende Karlheinz Hühnlein in Ober-
langenstadt. Dabei wurden bei den zentra-
len Fragen der bayerischen Beamtenpoli-
tik von beiden Seiten große Übereinstim-
mungen festgestellt.

Besonders die demographische Situation
im Beamtenbereich macht auch den Frei-
en Wählern Sorgen. Hubert Aiwanger ist
klar, dass es spätestens ab 2010, wenn
die geburtenschwachen Jahrgänge begin-
nen die Schulen zu verlassen, zu perso-
nellen Engpässen vor allem auch in der
allgemeinen inneren Verwaltung (AIV)
kommen wird. Deshalb sei es unverständ-
lich, dass nicht bereits jetzt Vorsorge ge-
troffen wird. Durch verstärkte Ausbildung
jetzt, würden nicht nur künftige Personal-
probleme geringer, es würde auch zu ei-
ner Entlastung des Arbeitsmarktes beitra-
gen.

Von Kurt Rieß wurde darauf hingewiesen,
dass von der AIV große Bereiche der Si-
cherheit bearbeitet werden. Dies reiche
vom Wasserecht, Baurecht, über Einwei-
sungen, die Lebensmittelüberwachung bis
hin zum Katastrophenschutz. Oftmals sei
die Polizei auf Anordnungen durch die
Verwaltung angewiesen, um überhaupt
tätig werden zu können. Leider werde dies
von der Öffentlichkeit kaum bemerkt oder
wahrgenommen.

In einem 2-Stunden-Gespräch wurden alle
relevanten Themen angeschnitten und der
vbs-Vorstand konnte feststellen, dass Hu-
bert Aiwanger sich mit der Materie befasst
und in seiner Organisation auch schon
entsprechende Weichen gestellt hat. Er
berichtete von bereits eingesetzten Ar-

beitsgruppen, die bereits erste Ergebnisse
vorgelegt haben.

Absolut eindeutig und klar äußerte sich
Aiwanger zum Beamtentum selbst. Für ihn
sind Beamte für den Staat unabdingbar.
Ohne gute Beamte könne ein Staat nicht
auf Dauer existieren. Hoheitliche Aufga-
ben müssen vom Staat wahrgenommen
werden, ansonsten könne es ein böses
Erwachen geben. Kurzfristige Einsparun-
gen beim Personal müssten dann später
mit einem Vielfachen teuer bezahlt wer-
den. Diese Erkenntnis sei allerdings bei
den derzeitigen politischen Entschei-
dungsträgern in Bayern offensichtlich noch
nicht angekommen.

Ein gutes, effektives Gespräch endete
angesichts der „Großbaustelle Beamten-
politik in Bayern“ mit der Vereinbarung, in
intensivem Kontakt zu bleiben. Beide Sei-
ten sicherten zu, die Gespräche fortzuset-
zen, weiter die Gedanken auszutauschen.

Landesvorsitzender Kurt Rieß mit dem bayerischen
FW – Chef Hubert Aiwanger und dem stellvertreten-
den vbs - Vorsitzenden Karlheinz Hühnlein (von
links).
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Aus dem Hauptpersonalrat

In unregelmäßigen Abständen finden im-
mer wieder Gespräche mit Ministerialrat
Ralf Heider, und auch mit Regierungsrat
Max Humhauser statt. Natürlich werden
dabei alle laufbahnrechtlich aktuellen
Themen angesprochen.

Die wichtigsten Ergebnisse:

�x Auch 2007 wird es für die AIV ne-
ben den Regelbeförderungen zu-
sätzliche Stellenhebungen ge-
ben. Die Größenordnung wird wie
2006 etwa bei 90 liegen. Auf Anre-
gung des HPR werden die
Schwerpunkte auch wieder im mitt-
leren- und im gehobenen Dienst
liegen.

�x MR Heider versicherte, dass die
Personaleinsparungen nicht zu
Lasten der Beförderungen gehen.
Die vorgegebenen Quoten werden
termingerecht durch natürliche
Fluktuation erreicht.

�x Alle Prüflinge des Jahrganges
2006 in Hof die bestanden haben,
konnten auch übernommen wer-
den. Es gibt also in diesem Jahr
keine Staatsnote. Im Jahr 2007
werden leider voraussichtlich nur
60 – 70 Prüflinge übernommen
werden können.

�x Die Beförderungsrichtlinien für den
mittleren Dienst werden nach Ab-
schluss der Beurteilungsrunde ü-
berarbeitet. Leider haben die Re-
gierungen ihre Abschlüsse nicht
termingerecht vorgelegt, sodass
Verzögerungen aufgetreten sind.

�x Die Umsetzung des Minister-
ratsbeschluss vom 24.10.06 – „Op-
timierung der Lebensmittel-
sicherheit“, laut dem insgesamt 65
neue Stellen geschaffen werden
sollen, wird eher einem Verschie-
bebahnhof gleichen. Es wird kaum
neues Personal geben.

Bei allen Gesprächen und Verhandlungen
wurde immer wieder auf die Problemberei-
che der einzelnen Laufbahnen hingewie-
sen und es wurde deutlich gemacht, dass
nach den enormen Preissteigerungen bei
Strom, Gas, Öl, Benzin usw. die Erhöhung
der Mehrwertsteuer zum 1. Januar 2007
vor allem den unteren Besoldungs-
Gruppen sehr weh tut. Eine Verkürzung
von Wartezeiten könnte hier etwas Erleich-
terung bringen.

Vorgestellt wurde dem HPR das neue
„VIVA-Pro“ , ein Voll Integriertes Verfah-
ren komplexer Anwendungen, als Dia-
persnachfolger, das in den nächsten Jah-
ren für die Bereiche Personal- und Stel-
lenverwaltung, Bezügeabrechnung sowie
die KLR eingeführt werden soll. Die Um-
setzungsphase wird 2007 beginnen und
soll bis 2010 abgeschlossen sein. Der Ab-
schluss von Dienstvereinbarungen wird
erforderlich sein.

Vorgestellt wurde auch die im StMF entwi-
ckelte Basiskomponente „Integriertes
Zeitmanagement“. Dieses Projekt, das an
VIVA-Pro angegliedert werden soll, wurde
vom Ministerrat in Auftrag gegeben und
soll unter anderem die „Stempeluhren“ in
den bayerischen Behörden kompatibel
machen. Das Feinkonzept ist fertig gestellt
und soll Anfang 2007 ausgeschrieben
werden. Die Einführungszeit wird fünf bis
sechs Jahre in Anspruch nehmen.

Die Unterzeichnung der KLR – Dienstver-
einbarung wird demnächst erfolgen, da die
entsprechende datenschutzrechtliche
Freigabe nun vorliegt. Nach Aussage von
Berthold Gaß seien die bei der Software
aufgetretenen Probleme mittlerweile be-
hoben. Damit geht ein langer, verhand-
lungsintensiver Weg zu Ende und einem
Beginn der KLR bei den Regierungen zum
01.01.2007 steht somit nichts mehr im
Wege.

Hühnlein
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Dienstvereinbarung zur KLR unterzeichnet

Nachdem die datenschutzrechtliche Frei-
gabe nun vorlag, konnte die ausgehandel-
te Dienstvereinbarung zur Kosten- und
Leistungsrechnung bei den Regierungen
(KLR) noch im alten Jahr vom Amtschef
MD Günter Schuster und dem HPR – Vor-
sitzenden Ernst Ziegenheim unterzeichnet
werden. Ein Beginn der KLR zum 01.01.07
ist somit möglich.

Wie bereits mehrfach im vbs-aktuell be-
richtet, hatten der HPR gemeinsam mit
den Personalräten der Regierungen in
schwierigen und langwierigen aber offe-
nen und fairen Verhandlungen ihre Vor-
stellungen in die Dienstvereinbarung mit
eingebracht. Wichtigster und erfolgreich
vertretener Knackpunkt war dabei, dass
bei der KLR keine Personal-Ist-Kosten zur
Anwendung kommen. Zu den vielen weite-
ren von den Personalvertretungen einge-

brachten Aspekten gehört auch ein jetzt
berücksichtigter jährlicher Erfahrungsaus-
tausch.

MD Günter Schuster sprach davon, dass
Bayern auch diesbezüglich wieder Neu-
land betreten habe. Die KLR sei ein Pro-
dukt, mit dem sich die Regierungen dar-
stellen können und die zu ihrer Effektivität
beitragen werden. Jeder wisse, dass künf-
tig die Aufgaben immer mehr, die Perso-
nen, die diese erfüllen müssen aber immer
weniger werden.

Regierungsvizepräsidentin Heidrun Piwer-
netz, die die Verhandlungen von Anfang
an begleitete, sagte es sei ein spannendes
und schwieriges Projekt gewesen und be-
dankte sich bei den Beteiligten.

Bei der Unterzeichnung der Dienstvereinbarung zur KLR Amtschef MD Günter Schuster. Rechts
daneben der Vorsitzende des HPR beim StMI Ernst Ziegenheim. Im Hintergrund von links: Ltd. MR
Walter Ganßer, die Vizepräsidentin der Regierung von Oberbayern Heidrun Piwernetz, AR Berthold
Gaß, Markus Fischer von der HJAV, MDirig Peter Pathe sowie die Gruppe Beamte im HPR Ingeborg
Strohmeier, Karlheinz Hühnlein und Kurt Rieß. Foto: Volkmar Halbleib von der KLR-Projektgruppe.
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Neues Tarifrecht der Länder
Vieles hat sich geändert

Mit dem TV-L müssen sich die Arbeitneh-
mer auf deutliche Änderungen einstellen.
Nachfolgend werden die Wichtigsten vor-
gestellt.

Zunächst gelten diese uneingeschränkt
jedoch nur für ab 1. November 2006 neu
Eingestellte. Für die zu diesem Zeitpunkt
bereits vorhandenen Arbeitnehmer der
Länder wird mit einem Überleitungsvertrag
(dem TVÜ-L) – unter anderem – die Über-
leitung in den TV-L abgefedert. Es wird
sichergestellt, dass niemand nach dem 1.
November 2006 weniger vom Arbeitgeber
überwiesen erhält als bisher.

Bei der wöchentlichen Arbeitszeit wird es
in bestimmten, besonderen Belastungen
ausgesetzten Bereichen, weiterhin die
38,5 Stunden-Woche geben. In den übri-
gen Bereichen wird die Arbeitszeit nach
einer im Tarifergebnis festgelegten kom-
plizierten Formel festgestellt. In Bayern
muss danach bei Vollzeittätigkeit wöchent-
lich 40 Stunden und 6 Minuten gearbeitet
werden.

Deutlich geändert wird mit dem neuen
Tarifvertrag die Bezahlungsstruktur. Statt
der bisherigen Vergütungsgruppen bzw.
Lohngruppen gibt es jetzt die Entgeltgrup-
pen E 1 bis E 15. Die neuen Entgeltgrup-
pen ersetzten eine Reihe bisheriger Ver-
gütungsbestandteile, nämlich Grundvergü-
tung, Ortszuschlag (einschließlich der kin-
derbezogenen Bestandteile) sowie die
allgemeine Zulage. Heirat und die Geburt
von Kindern haben deshalb künftig für neu
Eingestellte keine positiven Auswirkungen
auf die Vergütung mehr.

Zu Zeiten des BAT und MTArb war es
möglich, außer durch eine höherwertige
Tätigkeit auch im Wege von Bewährungs-,
Zeit- und Erfahrungsaufstieg eine höhere
Vergütungs- bzw. Lohngruppe zu errei-
chen. Diese Möglichkeiten bietet der TV-L

nicht mehr. Das Erreichen einer höheren
Entgeltgruppe hängt künftig nur noch von
der Art der auszuübenden Tätigkeit und
der Leistung ab.

Neben der Entgeltstufe bemisst sich das
zu erzielende Einkommen auch nach der
Erfahrungsstufe. Jeder der 15 Entgelt-
gruppen gliedert sich in bis zu sechs Er-
fahrungsstufen.

Der darin zum Ausdruck kommende stär-
kere Leistungsgedanke wird durch eine
weitere Neuerung noch deutlich verstärkt.
Ab dem 1. Januar 2007 wird ein zusätzli-
ches Leistungsentgelt eingeführt.

Dieses Leistungsentgelt wird „on top“ zum
Tabellenentgelt bezahlt, d. h. die damit
ausgeschütteten Beträge werden nicht an
anderer Stelle eingespart. 2007 wird zu-
nächst mit einem Volumen von 1 % der
Summe der ständigen Monatsentgelte des
Vorjahres gestartet.

Mit Inkrafttreten des TV-L haben weiterhin
nur die Arbeitnehmer wie bisher Anspruch
auf volle Lohnfortzahlung im Krankheitsfall
für sechs Monate, die vor dem 1. Juli 1994
eingestellt wurden und seither ununterbro-
chen beschäftigt sind. Alle anderen erhal-
ten nach sechs Wochen Krankheit nur
einen Zuschuss zum Krankengeld der
Krankenkasse.

Das bisherige Weihnachtsgeld und Ur-
laubsgeld werden zu einer „Jahressonder-
zahlung“ zusammengefasst, die mit dem
November-Gehalt ausgezahlt wird. Diese
Jahressonderzahlung erhalten ab Novem-
ber 2008 alle Beschäftigten. Die Jahres-
sonderzahlung entspricht einem bestimm-
ten Prozentsatz des durchschnittlichen
Monatsentgelts der Monate Juli bis Sep-
tember.

Wolfgang Meischner
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Landtag beschließt Einmal- und Sonderzahlungen

Am 28. November 2006 hat der Bayeri-
sche Landtag das Gesetz über Einmalzah-
lungen und Sonderzahlungen für bayeri-
sche Beamte beschlossen. Demnach steht
nun fest, dass es auch im nächsten Jahr
mit dem Aprilgehalt lediglich die Einmal-
zahlung von 250 Euro geben wird.

Außerdem wurde die unveränderte Fort-
gewährung der Sonderzahlungen nach
dem bayerischen Sonderzahlungsgesetz
über 2006 hinaus bis zum 31.12.2009
festgeschrieben. Die Frage nach einer
linearen Anpassung ab 2008 in Höhe von

2,9 % soll dagegen zeitnah „im Lichte der
haushaltspolitischen Situation“ zu einem
späteren Zeitpunkt entschieden werden.

Damit wurde auch den Forderungen des
BBB nach einem finanziellen Ausgleich für
die 42-Stunden-Woche nicht nach-
gekommen und auch die von der SPD
geforderte und zugunsten der unteren Be-
soldungsgruppen gestaffelte höhere Ein-
malzahlung wurde von der CSU katego-
risch abgelehnt.

Wir kämpfen für Sie!

vbs
Beamtenbesoldung nach
Leistung

Für die bayerischen Beamten wird im
kommenden Jahr ein neues Dienst-
recht erarbeitet. „Wir wollen mehr Leis-
tungsorientierung, wir wollen mehr Fle-
xibilität, und wir wollen ein weniger
Vorschriften überflutetes, weniger bü-
rokratisches Dienstrecht”, sagte Fi-
nanzminister Kurt Faltlhauser (CSU)
bei einem Symposium im Schloss
Nymphenburg.

Die Eckpunkte hierzu sollen im Dialog
mit den Betroffenen bis zur Landtags-
wahl 2008 festgezurrt sein. Bislang
sind die Pläne im Finanzministerium
allerdings eher vage: Sicher ist, dass
die leistungsorientierten Gehaltsbe-
standteile ausgebaut werden sollen.

Generell will Faltlhauser das Dienst-
recht flexibilisieren. Der Wechsel zwi-
schen den Dienstherren Kommunen,
Land und Bund oder in die Privatwirt-
schaft müsse dabei auch vereinfacht
werden

Es lohnt sich,

Mitglied im

vb s
zu sein !!!!!!!

Längere Lebensarbeitszeit

Nach der Entscheidung des Bundes-
kabinetts für die Rente mit 67 müssen
sich auch Bayerns Beamte auf eine
längere Lebensarbeitszeit gefasst ma-
chen. „Wenn die Angestellten auf 67
gehen, könne man die Beamten nicht
dauerhaft bei 65 lassen“, sagte der
bayer. Finanzminister Kurt Faltlhauser.
Das sei keine Frage des Haushalts,
sondern des gleichgerichteten Vorge-
hens.

Baden - Württemberg wolle das Pensi-
onierungsalter der Beamten sogar
noch schneller anheben als das Ren-
teneintrittsalter der Angestellten, so
Faltlhauser weiter. Dies sei in Bayern
jedoch nicht geplant. Bayern will dies
möglichst im Gleichschritt mit dem Ar-
beitnehmerbereich anheben.
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Neues Beihilferecht in Bayern ab 2007

Die Planungen für ein neues bayerisches
Beihilferecht ab 2007 sind abgeschlossen.
Nachdem vom Landtag am 29.11.2006
beschlossenen gesetzlichen Änderungen
sind die sozial gestaffelten pauschalen
Eigen-behalte endgültig vom Tisch. Sie
sollen nun je nach Ausmaß der Inan-
spruchnahme medizinischer Leistungen
einbehalten werden. Teilweise hatte im
Vorfeld der Ausschuss für Fragen des öf-
fentlichen Dienstes zu Kompromisslösun-
gen gefunden, die den Forderungen des
BBB Rechnung tragen. Insgesamt soll es
– so die Staatsregierung gegenüber dem
Ausschuss – für die bayerischen Beamten
keine Einbußen geben.

Nach dem BVG-Urteil vom 17.06.04 nutzt
nun die Bayer. Staatsregierung die not-
wendig gewordene gesetzliche Regelung,
um ein eigenständiges Beihilferecht zu
schaffen in dem u.a. die bisherigen Eigen-
beteiligungen pauscha-liert werden sollen,
allerdings nicht sozial gestaffelt, wie im
ersten Entwurf vorgesehen.

Stattdessen soll ab 2007 die jeweils fest-
gesetzte Beihilfe

�x um 6 Euro je Rechnungsbeleg
bei ambulanten ärztlichen, zahn-
ärztlichen, psychotherapeutischen,
Leistungen sowie Leistungen von
Heilpraktikern
(Herausgenommen wurde ein Ab-
zug bei Rechnungen für allgemeine
Krankenhausleis-tungen. Hier fehle
es an der Steuerbarkeit durch den
Einzelnen. Ein Abzug widerspräche
damit dem Gesetzeszweck.) sowie

�x um 3 Euro
je verordnetem Arznei- oder Ver-
bandsmittel

vermindert werden. Berücksichtigungs-
fähige Kinder, Beamte auf Widerruf im
Vorbereitungsdienst und Waisen sind von
den Selbstbehalten ausgenommen. Bei
Pflegemaßnahmen wird ebenfalls auf ei-
nen Selbstbehalt verzichtet. Außerdem
bleibt die derzeit geltende „Überforde-

rungsklausel“ (2 v.H. der Jahresbezüge
bzw. 1 v.H. für chronisch Kranke) beste-
hen.

Neben diesen neuen Selbstbehalten soll
es in Zukunft nur noch die bereits beste-
henden Eigenbeteiligungen

�x bei Chefarztbehandlung von 25
Euro pro Tag im Krankenhaus und

�x bei der Wahlleistung Zweibett-
Zimmer von 7,50 Euro pro Tag im
Krankenhaus

geben.

Der Ausschuss hält diesen Abzug von
Rechnungen und Rezepten wie in der Ge-
setzesvorlage vorgesehen für nötig, um
eine angemessene Steuerungswirkung
bei der Inanspruchnahme medizin-
ischer Leistungen zu erreichen.

Kompromissbereit zeigte sich der Aus-
schuss, sicher auch aufgrund der harten
Kritik seitens des BBB, bei Mitgliedern der
gesetzlichen Krankenkassen , denen
bisher ergänzende Beihilfe zustand. Ent-
gegen dem Entwurf soll nun im Gesetz
klargestellt werden, dass auch weiterhin
für Beamte, die Mitglieder einer gesetzli-
chen Krankenversicherung sind, die er-
gänzenden Beihilfeleistungen im Rah-
men von Zahnersatz, Heilpraktiker-
behandlung und Wahlleistungen im Kran-
kenhaus bestehen bleiben.

Allerdings wird es in Zukunft nicht mehr
möglich sein, dass gesetzlich versicherte
Beamte sich für die Leistung eines Zu-
schusses durch die gesetzliche Versiche-
rung entscheiden und zusätzlich die Bei-
hilfe in Anspruch nehmen. Für Kinder, bei
denen ein Elternteil gesetzlich versichert
ist und der andere privat, soll in der vom
Finanzministerium noch zu erstellenden
Beihilfeverordnung eine Regelung im Sin-
ne der Betroffenen geschaffen werden.
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vbs – Jugend zweimal in Hof

Irgendwie hatte Hof dieses Quartal eine
magische Anziehungskraft auf die vbs -
Jugend. Gleich 2 x kurz hintereinander
ging es in den Bayerischen Norden zur
Besamtenfachhochschule nach Hof, oder
wie es eigentlich korrekt heißt an die
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung
und Rechtspflege Fachbereich Allgemeine
Innere Verwaltung.

Infoveranstaltung der vbs - Jugend an
der Fachhochschule in Hof

Am 12. Oktober 2006 fand der alljährliche
Infotag an der Fachhochschule für öffentli-
che Verwaltung und Rechtspflege in Hof
für die Anwärterinnen und Anwärter des
gehobenen Verwaltungsdienstes statt, die
am 1. Oktober Ihre Ausbildung begannen.

Neben unseren bereits von den letzen
Personalratswahlen bekannten und be-
gehrten Stofftaschen und Textmarkern
wurden auch etliche Werbemappen zielge-
richtet an staatliche Anwärterinnen und
Anwärter verteilt.

Der vbs – Stand in Hof mit Dagmar Flittner

Sehr begehrt war auch das Reisepro-
gramm der dbbjb welches übrigens dem-
nächst auch wieder an alle Obmannschaf-
ten raus geht. Auch unsere Fördermög-
lichkeiten durch das Ausbildungsstipendi-
um oder den Fachbücherzuschuss wur-
den sehr interessiert aufgenommen.

Wann sind die Anwärter in nächster Zeit
am Amt?
Praktikum 1: Mai - August 2007
Praktikum 2: Dezember 06 - April 2007

Cooperations - Workshop zwischen der
vbs - und des BJA der dvg - jugend

Am Samstag 2. Dezember fand an der
Fachhochschule in Hof ein sehr interes-
santer Workshop zwischen uns und des
Bundesjugendausschusses der dvg - ju-
gend statt. Nach der sehr offen gehaltenen
Ausschreibung kristallisierten sich in der
Vorbereitung 4 sehr interessante Themen-
schwerpunkte heraus, welche wir unter
der sehr guten Moderation von Hr. Till Ott-
litz vom Zündfunk des Bayerischen Rund-
funks weiter vertieften.

Gesellschaftliche Zukunftssicht der
Jugend im öffentlichen Dienst

�� Wie definiert sich Jugend?
�� Wer versteht sich als Jugendlicher?
�� Fühlen sich die Jugendlichen im öff.

Dienst zu sicher um noch die Vorteile
und Sicherheiten der Gewerkschaft zu
suchen?

Berufliche Zukunftssicht der Jugend im
öffentlichen Dienst

�� Was sind die größten Zukunftsängste
der Jungen im öff. Dienst.

�� Muss man sich Vielleicht vom Ge-
meinschaftssinn verabschieden um die
Individualität zu fördern?

�� Was kann die Gewerkschaft positiv für
die Jungen anbieten? Vernetzung,
Fortbildungen, Skills etc.

�� Bieten Gewerkschaften nicht genü-
gend Rückendeckung wenn es wirklich
hart auf hart geht?
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Die Lebensphase Jugend im gesell-
schaftl. und demografischen Wandel

�� Multioptionalität
�� „Ich interessiere mit zwar für Umwelt-

schutz, aber dafür gehe ich doch nicht
gleich zu Greenpeace“ => Haben die
jungen Leute zuviel Wahlmöglichkeiten
und können sich nicht mehr entschei-
den? Bzw. steht plötzlich die Welt gar
nicht mehr so weit offen wie man vor-
her gedacht hat?

�� Cooconing, Regrounding, in sich selbst
zurückzuziehen, moderner Biedermei-
er?

�� Wir reduzieren eure Eindrücke auf das
Wichtige. Wir bieten einen Leitfaden
durch den Wust der Informationen.

Passt gewerkschaftliche Arbeit noch in
jugendliche Lebenswelten.

Nach Aussage der Shell-Jugendstudie
eigentlich ja! Hier ein kurzer Auszug:
Welcher Institution vertraust du am meis-
ten?

1. Gerichte
2. Polizei
3. Umwelt-/ Menschenrechtsschützer
4. UNO
5. Bundeswehr
6. EU
7. Gewerkschaften

...
11. Unternehmensverbände
12. Parteien

Wo Engagierst du dich persönlich selbst?
1. Verein 40 %
2. Schule; FH (z.B. Klassenspr.) 23 %
3. Kirche 15 %
4. selbständig org. Projekte 13%

5. Feuerwehr
8. Gewerkschaften 2%

Parteien 2 %

Der Arbeitsmarkt ist nach dieser Studie für
junge Leute das wichtigste Problem was
bearbeitet werden muss.

=> Mit diesen Denkanstößen wollen wir
Gedanken und Gespräche anstoßen.
Auch möchten wir diese Themen im
nächsten Jahr noch mehr vertiefen und
ausarbeiten. Solltest Du dich von einzel-
nen Themen angesprochen fühlen und
auch etwas dazu sagen wollen, mach es!
Setz dich mit uns in Verbindung ob per
Telefon, per Mail (jugend@vbs-bayern.de)
oder als Leserbrief für das nächste vbs -
aktuell.

Surftipps:
www.br-online.de/zuendfunk
www.br-online.de/bavarianopen Jugend-
sender nur online Empfangbar

E-Mail Verteiler

Auf Lehrgang gewesen und schon wieder
was Wichtiges verpasst? Die Verbandszei-
tung ist schon wieder uralt?

Damit das in Zukunft nicht mehr passiert
möchten wir gerne einen E-Mail-Verteiler
speziell für alle Anwärter/-innen und Azu-
bis einrichten die öfters auf Lehrgang sind.
Bitte meldet mir euren Namen, eure E-
mail-Addy die Ihr regelmäßig abruft und
euer Stammamt. Ihr werdet dann regel-
mäßig von uns zusätzlich zur Zeitung über
die neuesten Infos, Aktionen und was halt
sonst noch so anfällt informiert.

Die Teilnehmer am Workshop der vbs- und DVG – Jugend vor der Beamtenfachhochschule in Hof
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BBB - Frauenvollversammlung

Ingeborg Strohmeier zur stellvertretenden Vorsitzenden des BB B-
Frauenausschusses gewählt

„Für eine frauen-
und
familienfreundliche
Dienstrechtspolitik
in Bayern“

Unter diesem Motto
fand am 8. November
dieses Jahres in

München die Frauenvollversammlung des
Bayerischen Beamtenbundes statt.
Über 50 weibliche Delegierte aus den
Fachgewerkschaften des Bayerischen
Beamtenbundes trafen sich, um zum ei-
nen die Schwerpunkte der Arbeit des
BBB-Frauenausschusses für die nächsten
fünf Jahre festzulegen, zum anderen aber
auch, um die Mitglieder des BBB-
Frauenausschusses neu zu wählen.

Zur öffentlichen Veranstaltung konnten die
Delegierten neben vielen weiteren Ehren-
gästen den Leiter der Bayerischen Staats-
kanzlei, Staatsminister Eberhard Sinner,
sowie vom Bayerischen Landtag die Ab-
geordneten Renate Dodell (CSU), Ingrid
Heckner (CSU), Christa Naas (SPD) und
Simone Tolle (Bündnis 90/die Grünen)
begrüßen.

In seiner Ansprache stellte Staatsminister
Sinner fest, dass es bei der Frauenpolitik
nach wie vor um Fragen der Chancen-
gleichheit und der Gleichstellung von
Männer und Frauen gehe, obwohl die
rechtliche Gleichstellung um Grundgesetz
und in der Bayerischen Verfassung seit
langem festgeschrieben sei. Jedoch ge-
setzliche Bestimmungen, auch wenn sie
Verfassungsrang haben, sind das eine, die
Umsetzung solcher Regelungen im wirkli-
chen Leben etwas ganz anderes. Ziel der
Politik muss es vielmehr sein, Männer und
Frauen gleichermaßen dabei zu unterstüt-
zen, ihren Wunsch nach beruflicher
Selbstverwirklichung und Familie leben zu
können.
Zur Neugestaltung des bayerischen
Dienstrechtes nach der Föderalismusre-
form sagte er, dass frauen- und familien-

politische Aspekte angemessen berück-
sichtigt werden müssen. Ziel der Staatsre-
gierung sei, durch sachgerechte Regelun-
gen eine gute Vereinbarkeit von Familie
und Beruf und einen angemessenen Aus-
gleich zwischen Arbeitgeberinteressen
und den Belangen der Beschäftigten mit
Familie und Kindern im Beamtenrecht zu
schaffen.

Helene Wildfeuer, die Vorsitzende der
DBB-Bundesfrauenvertretung, stellte in
ihrem Grußwort fest, dass Verbesserun-
gen von Vereinbarkeit von Familie, Beruf
und Ehrenamt bereits jetzt und nicht in der
Zukunft erfolgen müssen. Sie mahnte wei-
terhin eine familienfreundliche Arbeitszeit-
gestaltung an und vermutete, dass die
Föderalismusreform sich verschlechternd
auf die Dienstrechtsreform in Bayern aus-
wirken wird.

In seinem Grußwort dankte der BBB-
Vorsitzende Rolf Habermann dem BBB-
Frauenausschuss für die seit Jahren ge-
leistete hervorragende Arbeit. Er war den
Meinung, dass die Arbeit des Frauenaus-
schusses in den nächsten Jahren wichti-
ger denn je sein wird.

Neuwahlen zum Frauenausschuß

Bei den anschließenden Neuwahlen zum
Frauenausschuß wählte die Frauenvoll-
versammlung folgende elf Kolleginnen in
den Frauenausschuß des BBB: Ina Ba-
wiedemann, Anette Feldmer, Beate Guhl,
Utta Kestel, Eva Kirchner, Anneliese Man-
lik, Angelika Reiter-Nüssle, Hildegund Rü-
ger, Ingeborg Strohmeier, Petra Wengert
und Gerlinde Woppmann.

Bei der konstituierenden Sitzung des neu-
en Frauenausschusses wählte dann die-
ser aus seiner Mitte die Kollegin Gerlinde
Woppmann zur Vorsitzenden des Frauen-
ausschusses und die Kolleginnen Inge-
borg Strohmeier und Hildegund Rüger zu
den stellvertretenden Vorsitzenden.
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Rotation im Bereich Lebensmittelüberwachung

Mit der vom Ministerrat beschlossenen
Rotation bei der bayerischen Lebensmit-
telüberwachung hat sich der Verband der
Lebensmittelkontrolleure Bayerns e.V. –
Bezirksverband Oberfranken intensiv be-
schäftigt. Die Diskussion erbrachte, dass
in den einzelnen Kreisverwaltungsbehör-
den bereits dieses Prinzip angewendet
wird.

In entsprechenden Zeitabständen wird die
Überwachungszuständigkeit von verschie-
denen Kontrolleuren wahrgenommen.
Grundsätzlich sollte im Bereich der eige-
nen Kreisverwaltungsbehörde die Rotation
geregelt werden können. Eine Rotation
über die Landkreisgrenzen hinweg sollte
nur stattfinden, wenn persönliche Belange
der Betroffenen berücksichtigt werden
können. Eine eventuelle Versetzung ge-
gen den Willen der Betroffenen könne sich
als motivationshemmend erweisen. Das
Ziel des Ministerrates sollte aber sein,
dass nicht nur die Lebensmittelkontrolleu-
re sondern auch alle anderen mit der Ü-
berwachung von Betrieben betrauten Per-
sonen nach einem ähnlichen Prinzip ver-
fahren.

Sorge bereitet den Lebensmittelüberwa-
chern jedoch die Personalentwicklung. In
den nächsten Jahren werde sich die Situa-
tion so anspannen, dass ca. 1/3 des Per-
sonals in die Freistellungsphase der Al-
tersteilzeit bzw. in Pension gehen werde.
Es wird so eine „Lücke“ entstehen, die es
nicht mehr ermöglicht, eine flächende-
ckende und risikoorientierte Überwachung
der Betriebe, wie es im Gesetz vorgese-
hen ist, zu gewährleisten. Die in der Ver-
gangenheit aufgetretenen Skandale ma-
chen die zeitnahe Wiederbesetzung der
vorhandenen Stellen mehr als erforderlich,
denn sonst werden die berechtigten Vor-
gaben des Ministerrates nicht mehr zu
verwirklichen sein.

Ein weiterer Dauerbrenner bei den Le-
bensmittelkontrolleuren ist eine leistungs-
gerechte Besoldung. Es darf nicht sein,
dass Kollegen die über 30 Jahre aktive
Dienstzeit zur Zufriedenheit des Dienst-
herrn erledigt haben, dann letztlich die
Endstufe nicht erreichen.

Ziel muss es sein, die Lebensmittelüber-
wachungsbeamten entsprechend zu be-
solden, um so die Motivation zu erhalten
bzw. zu fördern. Ein entsprechender Aus-
bau des vorhandenen Verwendungsauf-
stieges oder die Einrichtung einer Sonder-
laufbahn wäre ein Weg, der langfristig zum
Erfolg einer schlagkräftigen und zukunfts-
orientierten Lebensmittelüberwachung
beitragen könnte.

Verband der Lebensmittelkontrolleure Bayerns e.V.

Falsche Zeichen gesetzt
Da ist es nun, das Urteil gegen den Pas-
sauer Wildfleischhändler Karl Berger: zwei
Jahre auf Bewährung wegen mehrfachen
Betrugs und Verstößen gegen das Le-
bensmittelrecht. Über eineinhalb Stunden
benötigte Alfons Gmelch, der Vorsitzende
Richter der Wirtschaftsstrafkammer am
Landshuter Landgericht auch, um die Be-
gründung für diesen Urteilsspruch darzu-
legen. Nicht nur die Staatsanwaltschaft
zeigte sich überrascht und kündigte Revi-
sion an, auch für die breite Öffentlichkeit
ist das Urteil „nicht angemessen“ bzw. viel
zu milde. Auch das Lächeln von Berger
beim Verlassen des Gerichtssaals erinner-
te einen stark an die berühmte Geste von
Ackermann und seine Ankündigung, eine
Staatshaftungsklage gegen den Freistaat
Bayern zu erheben, tut ein Übriges hierzu.

Ganz egal, ob ein finanzieller Schaden
von deutlich mehr als 200 000 Euro, wo-
von das Gericht ausging, oder einer Million
entstand. Viel größer ist der Schaden, den
durch ihn die gesamte Fleischbranche zu
tragen hat. Denn durch seine kriminellen
Energien hat er enorm zum Vertrauensver-
lust der Verbraucher in die gesamte
Fleischwirtschaft und in die staatliche Le-
bensmittelüberwachung beigetragen.

Ich meine, hier wurden falsche Zeichen
gesetzt. Denn eine abschreckende Wir-
kung hat dieses Urteil sicher nicht und die
„schwarzen Schafe“ in der Fleischwirt-
schaft werden dadurch nicht weniger wer-
den. Sie werden lächelnd weiter ihre Milli-
onen verdienen – auf Kosten oder zum
Schaden der Verbraucher, der ehrlichen in
der Branche und der Politik. K. Hühnlein
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Informations- und Arbeitstagung der Vertreter der Ruhe-
standsbeamten und deren Hinterbliebenen in Würzburg

Die Vertreter der Ruhestandsbeamten und
deren Hinterbliebenen hielten am
2.11.2006 in Würzburg ihre diesjährige
Informations- und Arbeitstagung ab. Kolle-
ge Mayer konnte neben den Vertretern
aus den einzelnen Bezirksverbänden auch
den Landesvorsitzenden, Kollegen Kurt
Rieß und die Bezirksverbandsvorsitzende
von Unterfranken, Kollegin Ulrike Hußlein
begrüßen.
Kollege Rieß referierte über die aktuellen
Entwicklungen im Besoldungsrecht (für
Einmalzahlung, Beibehaltung der Sonder-
zuwendung) und im Beihilferecht (Neure-
gelung ab 1.1.2007). Ferner erläuterte er –
so weit absehbar – die Pläne für ein neues

bayerisches Dienstrecht, die auf Grund
der Föderalismusreform zu erwarten sind.

Otto Mayer erläuterte, dass die Folgen der
z. Zt. im Bundestag behandelten Gesund-
heitsreform für privat Versicherte nicht
absehbar sind. Da die Reform von allen
Betroffenen (Krankenkassen, Ärzten, Apo-
thekern Krankenhäusern, und Kranken-
versicherungen abgelehnt werde, ist eine
schnelle Regelung so schnell nicht zu er-
warten.

Ferner referierte er über die Ziele und
Leistungen der Pflegeversicherung und
die Leistungen der Beihilfe im Pflegefall.

Von links: Alfred Seufert, Ulrike Hußlein, Otto Mayer, Erwin Brand, Elmar Behrendt und Otto Wiedl
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Bezirksverband Oberpfalz

Bezirksvorstand der Oberpfalz im Gespräch mit dem stellvertr. C SU-
Fraktionsvorsitzenden des Bayerischen Landtages Markus Sac kmann

Ein Verbündeter für die Belange des Verbandes wurde gewonne n.

Anhand von Einzelfällen aus den Zulas-
sungsstellen der Landratsämter, der Le-
bensmittelüberwachung und des Zuschuss-
wesens verdeutlichten die Mitglieder des
Bezirksvorstandes die Arbeitsverdichtung im
Bereich der Landratsämter.

Markus Sackmann betonte, dass eine gut
funktionierende innere Verwaltung das Rück-
grat des Staates sei. Er räumte ein, dass bei
Aktionen immer nur die Polizei gelobt werde,
aber gerade die Lebensmittelüberwachungs-
beamten z. B. für die Erfolge beim Gammel-
fleischskandal hätten besser gewürdigt wer-
den müssen.
Im Zuge der knappen Stellen seien die be-
absichtigten Stellenhebungen (90), die im
Haushaltsplan 2007/2008 vorgesehen sind,
ein Tropfen auf den heißen Stein. Der stellv.
Fraktionsvorsitzende bat allerdings um Ver-
ständnis, dass wegen der knappen Mittel im
Haushalt nicht mehr Hebungen zur Verfü-
gung standen.
Nach Meinung des Bezirksvorstandes steigt
jedoch das Anspruchsdenken gegenüber
dem Staat durch die Bevölkerung ständig.
Rechtliche Umsetzungen gerade im Bereich
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
würde durch die innere Staatsverwaltung
erfolgen. Hier müsste mehr Lob und Aner-

kennung auch im monitären Bereich erfol-
gen.

Markus Sackmann sicherte zu, dass das
neue Dienstrecht erst nach den Landtags-
wahlen im Jahre 2008 in Angriff genommen
werde. Es werde ein Dienstrecht nicht gegen
die Beamten, sondern mit den Beamten ent-
wickelt und dabei der Bayerische Beamten-
bund in allen Phasen mit in die Verhandlun-
gen einbezogen.
Die Vorstandschaft forderte, dass bei einer
Leistungsbesoldung diese „on top“ zu erfol-
gen habe. „Gaußsche-Kurven“, wie bei der
Beurteilung dürfe es bei Leistungszulagen
nicht geben. Den Führungskräften müsse
auch in Zukunft mehr Zeit zum Führen einge-
räumt werden.

Die beabsichtigte Änderung des Beihilferech-
tes stieß bei der Vorstandschaft auf wenig
Gegenliebe. Die einzelnen Zuzahlungen sei-
en für den Beamtenbereich systemfremd.
Eine wenn schon nötige Zuzahlung sei in
Form einer Pauschalierung sozialer ausges-
taltet.

Als absurdes Theater dokumentierten Vertre-
ter der Landratsämter die Beförderungssitua-
tion. Die staatlichen Beamten der inneren
Verwaltung seien die Verlierer. Die Wartezei-
ten für Kommunalbeamte sowie Beamte im
Bereich des staatlichen Sozialdienstes und
der Umweltabteilungen seien fast um die
Hälfte geringer, wie die der Kollegen der in-
neren staatlichen Verwaltung.
Der stellvertr. CSU-Fraktionsvorsitzende
Markus Sackmann sicherte zu, sich tatkräftig
für die Belange der Beamten der inneren
Staatsverwaltung einzusetzen.

Wolfgang Meischner
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Gutes Einvernehmen mit dem Regierungsvizepräsiden-
ten Johann Peissl, Regierung der Oberpfalz

In freundschaftlicher Atmosphäre fand am
20. Juli 2006 mit dem Regierungsvizepräsi-
denten Johann Peissl eine Unterredung in
der Regierung der Oberpfalz statt.
Teilnehmer waren der Bezirksvorsitzende
Wolfgang Meischner und Rüdiger Kreibig als
Mitglied des Bezirkspersonalrates.

Die betrübliche Beförderungssituation, vor
allen Dingen im mittleren nichttechnischen
Dienst nach A 8 und A 9, wurde bedauert.
Erfreulicherweise haben zwar die Stellenhe-
bungen im Nachtragshaushalt einige Beför-
derungsmöglichkeiten geschaffen, jedoch
wird hier die Situation auch nach Abschluss
der Beurteilungsrunde 2006 sehr ange-
spannt bleiben. Bedarfsgerecht konnten Jah-
re 2006 leider nur zwei Anwärter im mittle-
ren nichttechnischen Dienst und vier Anwär-
ter im gehobenen nichttechnischen Verwal-
tungsdienst eingestellt werden. Die Alters-
struktur wird aber in den kommenden Jahren
die Möglichkeit schaffen, vermehrt Ausbil-
dungsplätze anzubieten. So werden im Jahre
2007 z.B. im gehobenen und mittleren nicht-
technischen Verwaltungsdienst 7 bzw. 3 An-
wärterinnen/Anwärter eingestellt werden
können.

Im Tarifbereich gelang es in diesem Jahr
dem Herrn Vizepräsidenten in Absprache mit
dem Arbeitsamt im Bereich der staatlichen
Bauämter ein Kontingent von 5 Bauzeich-
nern einzustellen.

Die Regierung der Oberpfalz wird auch bis
zum Jahr 2009 die (vorgezogene) Altersteil-
zeit einräumen können. Allerdings kann Be-
amtinnen und Beamten bei der Regierung
die Altersteilzeit grundsätzlich vor dem
60.Lebensjahr nicht mehr bewilligt werden.
Inwieweit Beamten der Fachbereiche eine
„vorzeitige Altersteilzeit“ genehmigt werden
kann, muss im Hinblick darauf, dass diese
Stelle ersatzlos eingezogen wird, jeweils im
Einzelfall geprüft werden.

Die Anzahl der juristischen Staatsbeamten
an den Landratsämtern wird nach Informati-
onen des Landkreistages überprüft werden.
Demnach soll die Anzahl der juristischen
Staatsbeamten an den kleineren Landrats-
ämtern verringert werden. Herr Peissl vertrat
dabei die Auffassung, dass aus organisatori-
schen Gründen aber mindestens drei juristi-
sche Staatsbeamte an den (kleineren) Kreis-
verwaltungsbehörden vertreten sein sollten.

Positiv gesehen wurde auch die sog. „Pool-
Bewirtschaftung“ der Stellen von A 12 und A
13 durch das Bayer. Staatsminsterium des
Innern. Von dieser Bewirtschaftung profitie-
ren vor allen Dingen Regierungsbezirke mit
einer „älteren Altersstruktur“.

Wolfgang Meischner
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Bezirksverband Mittelfranken

Georg Schererz feierte seinen 90 Geburtstag

Georg Schererz feierte im Kreise seiner
Angehörigen seinen 90. Geburtstag. Der
Jubilar lebt mit seiner Ehefrau in seinem in
den „fünfziger Jahren“ errichteten Einfami-
lienhaus in Altenberg/ Stadt Zirndorf und
stammt aus der Gegend der früheren
DDR. Der 2. Weltkrieg hat ihn als Soldat
nach Nürnberg gebracht, wo er seine Ehe-
frau kennen lernte und heiratete.
Unserem Verband ist er bereits am
1.1.1953 beigetreten, zählt somit zu den
Gründungsmitgliedern. ‚Vom 1.2.1966 bis
zu seiner Ruhestandsversetzung im Jahre
1976 war er Obmann beim Landratsamt
Fürth. Er war ein sehr aktives Mitglied in
unserem Verband und erhielt dafür 1984
den Ehrenkrug, 1980 die Silberne und
1984 die Goldene Ehrennadel, 2001 die

Ehrennadel mit Goldkranz sowie 2005 die
Große Ehrennadel mit Goldkranz. Der
Verbandszeitschrift vbs-aktuell und die
Zeitschriften BBB-Nachrichten sowie aktiv
im Ruhestand liest ihm regelmäßig seine
Ehefrau vor, da seine Sehkraft sehr einge-
schränkt ist. Landesvorsitzender Kurt Rieß
und der Betreuer der Versorgungsemp-
fänger in Mittelfranken Erwin Brand gratu-
lierten dem Jubilar zu seinem Geburtstag
und dankten ihm für seine Treue zum Ver-
band und die jahrzehntelange Mitarbeit.

Erwin Brand,
VE-Betreuer für Mittelfranken

Das Bild zeigt den Jubilar, den Landesvorsitzenden und den VE-Betreuer
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Mittelfränkische Ruheständler am Flughafen Nürnberg

Die Ruhestandsbeamten im Bezirksverband
Mittelfranken des vbs haben sich etwas
Besonderes für die diesjährige
Zusammenkunft ausgesucht. Schon etliche
Jahre hat man als Ziel die Besichtigung des
Flughafens Nürnberg anvisiert, was letztlich
aber immer wieder an den Kosten
gescheitert war. Dieses Jahr ist es gelungen,
die sachkundige Führung durch den
Sicherheitsbeauftragten des Luftamtes
Nordbayern, Kollegen Oberamtsrat Hans
Jürgen Wiens, zu gewinnen. Dieser führte
die Gruppe von der Eingangskontrolle über
die Gepäckverladungsstelle, vorbei am
Tower und den Lande- bzw. Startbahnen mit
Blick auf die ankommenden und
abfliegenden Flugzeuge und zuletzt durch

den Sicherheitsbereich für die
Gepäckkontrolle, der auch Vorbild für die
Nachrüstung anderer Flughäfen war. Zum
Abschluss traf sich die Besuchergruppe noch
im Gemeinschaftsraum des Luftamtes mit
dem Dienststellenleiter, Herrn Ltd.
Regierungsdirektor Kreitinger, der noch
einen Überblick über die Aufgaben dieser
Dienstelle gab. Die Teilnehmer waren hoch
begeistert von den modernen Anlagen des
Nürnberger Flughafens und bezeichneten
diese Besichtigung als sehr gut gelungenes
Pensionistentreffen.

Erwin Brand
VE Beauftragter für Mittelfranken

Besuchergruppe mit Sicherheitsbeauftragten Wiens
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Bezirksverband Oberfranken
Ein Weniger an Bürokratie schafft Freiheit

„Abbau von Bürokratie bedeutet Rückgabe
von Freiheit, aber auch mehr Verantwor-
tung für den Einzelnen und für Unterneh-
men“, stellte der Kronacher Direktor der
Raiffeisen – Volksbank - Helmut Wölfel am
Ende eines hochinteressanten Gesprächs
mit dem Bezirksvorsitzenden des vbs –
Bezirksverbandes Oberfranken Karlheinz
Hühnlein und weiteren oberfränkischen
Beamtenvertretern fest.

„Was erwartet der Mittelstand und die
Wirtschaft von den Beamten?“ lautete das
Thema des Abends. „Wir wollen den offe-
nen Dialog, wir wollen miteinander, nicht
übereinander reden“ betonte Hühnlein in
seinen einführenden Worten. Nur wer mit-
einander rede könne zum Abbau vorhan-
dener Vorurteile beitragen.

"Was erwartet der Mittelstand von der Poli-
tik?", müsse man wohl fragen, da die Be-
amten und der öffentliche Dienst ja nur
Ausführende seien, so Direktor Wölfel. Die
Bürokratisierung sein ein Hemmschuh der
wirtschaftlichen Entwicklung. „Wenn wir
alle an unserem Platz dafür kämpfen, dass
sich etwas verbessert, wäre unser Land

besser aufgestellt. Wir Deutschen haben
zu oft nach dem Staat gerufen.“

Dringend nötig sind für den Bankdirektor
bürokratische Entlastungen. Auch die Mit-
arbeiter in den Ämtern und Behörden wür-
den unter der Last der Bürokratie leiden.
Umso mehr wünsche er sich, dass die
Beamten hier mit der Wirtschaft an einem
Strang und in die gleiche Richtung ziehen
würden.

Ganz sachlich erläuterte Wölfel einige
Beispiele, wo man den Amtsschimmel
wiehern hörte. Die Wirtschaft wünsche
sich, dass wenigstens die doch häufig
vorhandenen Ermessensspielräume bes-
ser genutzt werden. Oft würde dies schon
ausreichen, den teilweise praxisfremden
Vorschriften die Spitze zu nehmen.

Übereinstimmen wurde am Ende der Ver-
anstaltung festgestellt, das dies ein guter
Anfang war. Dieser Weg soll fortgesetzt
werden. Wichtig sei auch die Art des Um-
ganges miteinander und dass verantwort-
lich, jedoch vorhandene Spielräume nut-
zend, entschieden werde.

Bezirksverband Unterfranken
Dieter Sauer neuer Obmann im Landratsamt Haßberge

Es hat schon Tradition, dass Obmänner beim Landratsamt Hassberge mehr als 20 Jahre im Amt blei-
ben. Nach Willi Schnitzler, der von 1972 bis 1985 dieses Amt innehatte, übergab nun Klaus Kunkel,
fast 22 Jahre Obmann, diese Funktion in jüngere Hände. Als Nachfolger wurden Dieter Sauer (Ob-
mann) und Heike Fisching (Stellvertreterin) gewählt. Der vbs dankt Kollegen Kunkel für seinen Ein-
satz, für sein Engagement und wünscht ihm alles Gute für den wohlverdienten Ruhestand. Das Foto
zeigt von links: Klaus Kunkel, Heike Fisching und Dieter Sauer.
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Als neue Mitglieder im Jahr 2006 begrüßen wir

Aigner Judith LRA Freyung-Grafenau
Birmelin Gudrun LRA Altötting
Bracht Martin LRA Ostallgäu
Faltermeier Sonja LRA Rosenheim
Fischer Claudia LRA Hof
Fuchs Stephan LRA Freyung-Grafenau
Hartmann Burkard LRA Bayreuth
Hefele Konrad LRA Landsberg am Lech
Helgel Marianne LRA Bayreuth
Karrer Christian LRA Unterallgäu
Kimmerle Ralph LRA Fürstenfeldbruck
Lang Dieter VE
Lemke Norbert LRA Garmisch-Partenkirchen
Mank Elke LRA Roth
Mathes Reinhard LRA Roth
Nixdorf Sabine Sozialgericht München
Pauli Stefanie LRA Freyung-Grafenau
Plapperer Richard LRA Fürstenfeldbruck
Praßler Manuel Regierung von Schwaben
Räck Peter Regierung von Unterfranken
Richtmann Marina LRA Tirschenreuth
Sanktjohanser Reiner LRA Garmisch-Partenkirchen
Schelshorn Reinhard Sozialgericht München
Strauß Werner LRA Erlangen-Höchstadt
Tausend Daniela LRA Günzburg
Theiner Martin LRA Aichach-Friedberg
Veitenhansl Stefan LRA Unterallgäu
Wegner Wolfgang Regierung von Oberfranken
Wörl Ulrich LRA Pfaffenhofen a. d. Ilm
Wunner Hermann LRA Bamberg
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Wenn ich die Fülle des Lebens
versichern könnte:
BOXplus – das Vorsorgepaket der DBV-Winterthur

Kombinieren Sie aus sechs Bausteinen Ihren individuellen Versicherungsschutz:
Unfall-, Haftpflicht-, Hausrat- (inkl. Wohnungs-Schutzbrief), Glas-, Wohngebäude-
und Rechtsschutzversicherung.

Jederzeit flexibel und spürbar günstiger als bei Einzelabsicherung.

Übrigens: Das dbb vorsorgewerk empfiehlt die DBV-Winterth ur!

Wir beraten Sie gerne. Anruf genügt!

DBV-Winterthur
Versicherungen
Frankfurter Straße 50
65178 Wiesbaden

Tel.: 01803 335346*
Fax: 01803 202147*
www.dbv-winterthur.de
* 9 Cen t /Mi nu t e


